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§ 89 VfGG
 VfGG - Verfassungsgerichtshofgesetz 1953

 Berücksichtigter Stand der Gesetzgebung: 20.07.2024

1. (1)Bei Meinungsverschiedenheiten zwischen der Volksanwaltschaft und der Bundesregierung oder einem

Bundesminister über die Auslegung der gesetzlichen Bestimmungen, die die Zuständigkeit der Volksanwaltschaft

regeln, kann die Bundesregierung oder die Volksanwaltschaft den Antrag auf Entscheidung durch den

Verfassungsgerichtshof stellen.

2. (2)Der Antrag ist binnen der Frist von vier Wochen zu stellen. Diese Frist beginnt für die Bundesregierung mit

Ablauf des Tages, an dem sie amtlich Kenntnis davon erhält, dass die Volksanwaltschaft ihre Zuständigkeit zu

einer in Angriff genommenen oder von ihr beabsichtigten Amtshandlung entgegen dem Einspruch der

Bundesregierung oder des zuständigen Bundesministers für sich in Anspruch nimmt und auf der Fortsetzung der

begonnenen oder auf dem Vollzug der beabsichtigten Amtshandlung besteht; für die Volksanwaltschaft beginnt

die Frist mit Ablauf des Tages, an dem sie amtlich Kenntnis von der endgültigen ablehnenden Stellungnahme der

Bundesregierung erhält oder an dem sie am Vollzug der strittigen Amtshandlung mit Kenntnis der

Bundesregierung behindert wird.

3. (3)Die antragstellende Bundesregierung hat den Antrag sofort der Volksanwaltschaft mitzuteilen, die

antragstellende Volksanwaltschaft der Bundesregierung.
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